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			Sonnabend, 6. Juli 2013 - 124. Jahrgang Nr. 31.935

			Kolumbus am Boden

			CFK lässt Denkmal abmontieren / Stadtregierung empört
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			Das Kolumbus-Denkmal auf seinem Weg nach unten. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Im Streit um das Kolumbus-Denkmal hinter der Casa Rosada hat die Nationalregierung am Wochenende Fakten geschaffen. Mit zwei Kränen ließ sie die Statue zu Ehren des Amerika-Entdeckers abmontieren. Statt auf seinem 19 Meter hohen Sockel lagert das Steinmonument nun auf dem Boden im abgesperrten rückwärtigen Bereich des Präsidentenpalastes. 

			Dabei hatte das nationale Verwaltungsgericht erst wenige Wochen zuvor bestimmt, dass jedwede Handlung zu unterlassen sei, die einen Abtransport des Denkmals implizieren könnte. Die Empörung von Bürgeraktivisten sowie der Stadtregierung über die Maßnahme der Kirchner-Regierung war entsprechend groß. Macris Kabinettschef Horacio Rodríguez Larreta sprach von einem „unglaublichen“ Vorgang und verwies auf den erwähnten Richterspruch. Er habe den Eindruck, dass die Nationalregierung den Konflikt um des Konfliktes willen suche. Die Stadt kündigte juristische Schritte an.

			Um dem von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner angestrebten Transport des Denkmals nach Mar del Plata vorzubeugen, stellte die Stadtverwaltung Wachen an den Zugängen zu dem Areal hinter der Casa Rosada auf. Seitens der Nationalregierung hieß es, die aktuelle Maßnahme sei erfolgt, um das Denkmal zu restaurieren. Anschließend könne es auch wieder auf seinen angestammten Sockel zurückgestellt werden, so der zuständige Ingenieur Juan Arriegue. Experten bezweifeln indes, dass das Denkmal für Sanierungsarbeiten tatsächlich auf den Boden hätte befördert werden müssen.

			Geht es nach dem Willen der Präsidentin, soll das Kolumbus-Denkmal bald einer Statue zu Ehren der lateinamerikanischen Freiheitskämpferin Juana Azurduy weichen. Die in Sucre im heutigen Bolivien geborene Mestizin nahm an den Kämpfen gegen die spanische Kolonialmacht teil. Das Denkmal zu ihren Ehren wird finanziell von der bolivianischen Regierung unterstützt.

			Der Staatschefin hat die jüngste Abrissaktion nun eine Strafanzeige eingebracht. Diese reichte der Anwalt Mariano Julio Aguilar im Auftrag von Umweltschützern beim Bundesgericht Comodoro Py ein. Die Vorwürfe: Verletzung der Dienstpflicht und Nichtbeachtung eines richterlichen Beschlusses.
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			Solidarität mit Evo

			La Paz (dpa) - Boliviens Staatschef Evo Morales hat den USA mit der Schließung ihrer Botschaft in La Paz gedroht. Nach der Verweigerung von Überflugrechten über mehrere europäische Länder und einem Zwangszwischenstopp der Präsidentenmaschine in Wien prüfe seine Regierung einen solchen Schritt. Er scheue sich nicht vor der Schließung der Botschaft, sagte Morales am Donnerstagabend bei einem Sondertreffen mehrerer südamerikanischer Staatschefs im bolivianischen Cochabamba.

			Morales hatte wegen fehlender Überflugrechte am Dienstagabend auf dem Rückweg von Moskau nach La Paz ungeplant in Wien zwischenlanden müssen. Er konnte erst am Mittwochmorgen weiterfliegen, nachdem die Behörden Boliviens klargestellt hatten, dass der Geheimdienstexperte Edward Snowden nicht an Bord der Maschine war. Snowden, der Ecuador um Asyl ersucht hatte, soll sich seit rund zwei Wochen im Transitbereich des Moskauer Flughafens Scheremetjewo aufhalten.

			Um Solidarität mit Morales zu demonstrieren, waren die Staatschefs von Ecuador, Venezuela, Argentinien, Uruguay und Suriname angereist. Die Staatsoberhäupter forderten in einer gemeinsamen Erklärung von Frankreich, Italien, Portugal und Spanien eine Erklärung zu den Überflugverboten und eine öffentliche Entschuldigung.
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			AFIP vs. Lorenzetti

			Finanzbehörde ermittelt gegen Söhne des Richters
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			Ricardo Echegaray.

			Buenos Aires (AT/mc) - Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner dürfte sich mächtig geärgert haben, dass der Oberste Gerichtshof ihre Richterratsreform gestoppt hat. Von daher wirkt es nun wie eine Retourkutsche, dass die Finanzbehörde AFIP Ermittlungen gegen die Söhne des Gerichtspräsidenten Ricardo Lorenzetti sowie gegen Héctor Daniel Marchi, einen ranghohen Gerichtsbeamten, der als rechte Hand Lorenzettis gilt, eingeleitet hat. Der Vorwurf lautet auf Steuerhinterziehung. Entsprechende Voruntersuchungen räumte AFIP-Chef Ricardo Echegaray in einer Pressekonferenz am Montag ein, nachdem es zuvor Dementis gegeben hatte. 

			Echegaray nahm dabei auch Bezug auf ein Treffen der Obersten Richter, das in der Vorwoche stattfand. Dabei hatten die Richter öffentlich ihre Besorgnis über den anzunehmenden Zusammenhang zwischen den Steuerermittlungen und dem für die Regierung ungünstigen Gerichtsurteil geäußert. Echegaray kritisierte nun seinerseits das Treffen. Schließlich sei es dort um Dinge gegangen, die nicht den Obersten Gerichtshof als Institution, sondern ausschließlich private Belange bestimmter steuerpflichtiger Bürger beträfen. 

			Der AFIP-Chef griff bei der Presseerklärung Darstellungen auf, nach denen die Richter bei ihrem Treffen auch juristische Schritte gegen ihn erwogen hätten. „So etwas habe ich in 21 Dienstjahren noch nicht erlebt“, so Echegaray. Mit Blick auf zukünftige Verfahren stellte er die Fähigkeit der Richter überhaupt in Frage, objektive Urteile fällen zu können.

			Oppositionspolitiker sprachen von „politischem Druck“, der auf Lorenzetti ausgeübt werde. Der einstige Vizepräsident Julio Cobos meinte gar, „Beleidigungen und Diffamierungen“ seien permanente Methode der Kirchner-Regierung, um ihre Macht zu sichern. Er äußerte die Hoffnung, dass sich der Gerichtspräsident davon nicht einschüchtern lasse.
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			CFK will weiteres Jahrzehnt

			Präsentation der Kandidaten / Kritik an Judikative
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			Cristina im Wahlkampf. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) - „Ein weiteres Jahrzehnt gewinnen, um 50 Jahre Rückstand aufzuholen.“ Die Marschroute, ihr „Regierungsmodell“ noch zehn weitere Jahre fortzusetzen, hatte Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bereits zum Nationalfeiertag 25. Mai ausgegeben. Am vorigen Sonnabend in der Indoor-Arena des Fußballclubs Argentinos Jun-iors wiederholte die Staatschefin nun diese Zielsetzung. Anlass war die Kandidatenvorstellung der linksperonistischen „Front für den Sieg“ (FpV) für die Kongressvorwahlen am 11. August.

			Cristina, die bei der Veranstaltung vor 4000 Zuschauern die einzige Rednerin war, griff erneut die Justiz an. Diese hatte zuletzt die Richterratsreform der Regierung für verfassungswidrig erklärt. Die Staatschefin beklagte, dass sich die rechtsprechende Gewalt selbst für „heilig und unangreifbar“ halte. „Stellen wir uns vor, wir könnten Richter nominieren, die frei vom Einfluss der Interessenverbände und Korporationen entscheiden“, so Cristina, die mit ihrer gescheiterten Reform eine „Demokratisierung der Justiz“ beabsichtigt hatte. Denn Demokratie bedeute zu wählen, wer über die Ernennung der Richter entscheidet, meinte Kirchner. Die Mitglieder des hierfür zuständigen Gremiums, des Richterrates, wollte die Präsidentin bekanntlich durch „Volkswahl“ ermitteln. Dies jedoch ist nach Einschätzung des Obersten Gerichtshofs nicht mit der Verfassung vereinbar.

			Cristina gab den FpV-Kandidaten für den Wahlkampf mit auf den Weg, dass sie „erbarmungslose Attacken“ aushalten müssten. Sie selber habe sich daran gewöhnt und sich eine „dicke Lederhaut“ zugelegt. In Richtung derjenigen Journalisten, die derzeit Geldwäschevorwürfe gegen ihren 2010 verstorbenen Gatten Néstor Kirchner recherchieren, meinte die Präsidentin: „Sie sind so mittelmäßig, dass sie noch nicht einmal davor zurückschrecken, jemanden zu attackieren, der sich nicht mehr wehren kann.“

			Nichtsdestotrotz ist Néstor Kirchner im Wahlkampf auch postum präsent. Denn auf den Wahlzetteln der „Front für den Sieg“ ist das Konterfei des Ex-Präsidenten neben den Köpfen des legendären Präsidenten-Ehepaars Juan Domingo und Evita Perón abgebildet. Die Peróns gründeten die Gerechtigkeitspartei (PJ), die heute die tragende Achse der „Front für den Sieg“ ist.

			Mit Blick auf die wirtschaftliche Situation meinte Cristina, dass nun wieder mit Wachstum zu rechnen sei. Die Schuld an der gegenwärtigen Inflation gab sie den Unternehmern, die in allen Bereichen des wirtschaftlichen Lebens die Preise bestimmten.

			Vor der Rede der Präsidentin wurden die Kandidaten per Video vorgestellt. Zudem gab es ein Rahmenprogramm mit Musik und Show, das Javier Grossmann, die organisatorische „Allzweckwaffe“ der Regierung, inszenierte.
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			Die Woche in Argentinien

			Streik und Randale

			Buenos Aires (AT/mc) - Ein Verkehrsstreik, der in gewalttätigen Auseinandersetzungen gipfelte, erschütterte am Mittwoch die Hauptstadt. Ausgerufen hatte den Ausstand die Gewerkschaft der Lokführer „La Fraternidad“, die sauer war, dass die am 30. Juni fällig gewordene Auszahlung der ersten Rate des 13. Monatsgehalts nicht erfolgt war. Zur gereizten Atmosphäre hatte auch die Sichtweise der Nationalregierung bezüglich des Bahnunglücks von Castelar beigetragen, nach der ein Fehler des diensthabenden Lokführers den Unfall verursacht haben soll. Von den Streikmaßnahmen betroffen waren die Bahnlinien „Roca“, „San Martín“, „Belgrano Sur“, „Mitre“ und „Sarmiento“. Geschätzte 560.000 Passagiere mussten sich nach alternativen Verkehrsmitteln umsehen. Die Nationalregierung setzte in großer Zahl Busse ein, um das entstandene Chaos zu entschärfen. In den Abendstunden kam es vor dem Bahnhof Constitución zu Gewaltausbrüchen. Randalierer hatten Geschäfte, Kiosks und Bushaltestellen demoliert bzw. in Brand gesteckt. Nach rund einer Stunde griff die Bundespolizei ein und nahm 18 Personen fest. Laut Sicherheitsstaatssekretär Sergio Berni habe es sich bei den Verhafteten nicht um Bahnarbeiter gehandelt. Gleichwohl erstattete die Regierung Strafanzeige gegen die Gewerkschaft. Die Situation entspannte sich, als Transportminister Florencio Randazzo die Zahlung des Zusatzlohns ankündigte.

			Prozess gegen Hausmeister

			Die Anklage lautet auf heimtückischen Mord. Dies ist die Tatkategorie, die im Prozess gegen den verdächtigen Hausmeister im Mordfall Ángeles Rawson (16) verhandelt wird. Dies beschloss der zuständige Richter Javier Ríos am Mittwoch, der seine Entscheidung mit den zahlreichen Beweisen gegen den 45-jährigen Mann begründete. Besonders schwer wiegen dabei die genetischen Spuren, die unter Ángeles‘ Fingernägeln gefunden wurden und eine „völlige Übereinstimmung“ mit der DNA des Hausmeisters aufweisen. Aber noch weitere Indizien belasten den Hausmeister: Die Videoaufnahme, die Ángeles am Tag des Verbrechens auf dem Weg zu ihrem Wohnhaus zeigt. Die Aussage der Putzfrau, dass die 16-Jährige dann aber nicht mehr in der Wohnung ihrer Familie angekommen sei. Die Ankündigung des Hausmeisters, den Müll an jenem Tag früher als gewöhnlich einzusammeln. Später sollte die Leiche des Mädchens auf einer Mülldeponie gefunden werden. Eine besondere Heimtücke vermutet der Richter darin, dass der Mann das langjährige Kennen des Mädchens für seine Tat ausgenutzt habe. Auch sei die 16-Jährige wegen deutlicher körperlicher Unterlegenheit fast wehrlos gewesen. Sollte der Prozess den Vorwurf des heimtückischen Mordes bestätigen, gibt es nur ein mögliches Strafmaß: lebenslänglich.

			Hochwasser

			Alarmzustand im Nordosten. Der Paraná stieg Anfang der Woche auf rekordverdächtige Höhen. 4000 Personen mussten in der Litoral-Region evakuiert werden. Alleine in der Provinz Chaco waren 1600 Menschen davon betroffen. In Puerto de Barranqueras nahe der Hauptstadt Resistencia erreichte der Fluss einen Wasserstand von 7,03 Metern. Ähnlich prekär ist die Situation im benachbarten Gliedstaat Corrientes, wo mehr als 2000 Menschen ihre Wohnungen räumen mussten. Ursache des Hochwassers sind starke Regenfälle in Brasilien, die zu der dramatischen Zunahme der Wassermenge im Fluss geführt haben. Mitte der Woche entspannte sich die Situation wieder etwas. Doch es blieb die Sorge, dass neuerliche Niederschläge die Lage wieder verschärfen könnten.

			Moreno vor Gericht

			Guillermo Moreno gilt als einer der einflussreichsten Politiker der Nationalregierung. Doch nun hat der mächtige Staatssekretär für Binnenhandel eine Vorladung von Bundesrichter Claudio Bonadio erhalten. Moreno wird des Amtsmissbrauchs bezichtigt. Am kommenden Mittwoch soll er sich der richterlichen Vernehmung im Gerichtsgebäude Comodoro Py stellen. Erhärten sich die Vorwürfe, könnte gegen den Staatssekretär ein Prozess eröffnet werden. Konkret geht es um die saftigen Bußgelder, die Moreno vor zwei Jahren gegen mehrere Marktforschungsunternehmen verhängt hatte. Diese hatten Zahlen zur Inflation veröffentlicht, die von denen des staatlichen Statistikamtes INDEC deutlich abwichen. Die von Moreno diktierten Geldstrafen in Höhe von je 500.000 Pesos wurden vor einigen Wochen von einem Berufungsgericht aufgehoben. „Finsoport“, eine der betroffenen Firmen, ging zudem zum Gegenangriff über und erstattete gegen den Staatssekretär Anzeige wegen Amtsmissbrauchs. 

			Wahlen in Misiones

			Trotz Stimmenverlusten noch stärkste politische Kraft in der Provinz Misiones. So lässt sich das Ergebnis zusammenfassen, das Gouverneur Maurice Closs und seine „Erneuerungsfront“ bei den Parlamentsteilwahlen in dem nordöstlichen Gliedstaat erzielten. Closs, der als Verbündeter von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner gilt, brachte es mit seinem Wahlbündnis demnach auf gut 34 Prozent der Stimmen. Das Ergebnis ist fast 35 Prozentpunkte schlechter, als jenes, das Closs vor zwei Jahren bei seiner Wiederwahl erzielt hatte. Immerhin konnten sich der Gouverneur und seine Mitstreiter zehn der 20 neu zu vergebenden Sitze im Provinzparlament sichern. Die Radikale Bürger Union (UCR) brachte es auf rund 18 Prozent, was vier Sitzen entspricht. Auf Platz drei folgte die Soziale Agrarpartei mit mehr als zwölf Prozent (zwei Sitze). Trotz ihrer guten Beziehungen zu Closs schickte die Präsidentin mit der  „Front für den Sieg“ auch eine eigene Liste in den Wahlkampf, die es aber nur auch 5,9 Prozent brachte. Dies entspricht einem Mandat.

			Wahlen in Neuquén

			Bei den Stadtratswahlen in Neuquén setzte sich die Volksbewegung von Neuquén (MPN) knapp als stärkste Kraft durch. Die Gouverneur Jorge Sapag nahe stehende Gruppierung erreichte 27,48 Prozent der Stimmen, was drei Sitzen im Stadtrat entspricht. Eben so viele Mandate konnte mit 27,01 Prozent das Wahlbündnis „Neues Engagement für Neuquén“ erzielen, dem unter anderen Bürgermeister Horacio Quiroga und die Radikalen angehören. Die Kirchner-treue „Front für den Sieg“ schaffte nur 7,6 Prozent, was für einen Sitz reicht. (AT/mc)
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			Staatspropaganda

			Als ob öffentliche Gelder unbegrenzt verfügbar wären, vergeudet die Regierung, insbesondere in den letzten Jahren ihrer Dekade, viele Milliarden Pesos, um eigene Propaganda zu verbreiten, befreundete Pressemedien zu subventionieren und unabhängige Medien zu diskriminieren. Dass die Regierung öffentliche Bauten ankündigt und gegebenenfalls einweiht, gelegentlich auch zwei Mal das gleiche Objekt, ist sicherlich ihr Recht. Nicht nur die Nationalregierung, sondern auch Gouverneure und Bürgermeister erfreuen sich mit Einweihungen und Schildern, die die betreffenden Objekte kennzeichnen. Das ist durchaus normal.

			Anders verhält es sich mit der Vergeudung von Staatsgeldern für befreundete Medien, lies Zeitungen und Zeitschriften mit geringen Auflagen, Fernsehkanäle und Hörfunksender, die ohne die staatlichen Zuschüsse nicht lebensfähig wären, weil sie keine freiwilligen Leser, Zuschauer und Hörer finden. Das argentinische Lese- und Hörpublikum lehnt Regierungsorgane mit staatlicher Propaganda schroff ab, die meistens zudem langweilig sind, und bevorzugt unabhängige Medien, die auch Kritik üben, ohne freilich nur einseitig auf eine politische Partei eingeschworen zu sein.

			Laut dem Journalisten Agustín Laje, der sich die Mühe gemacht hat, die Subventionen für die regierungsfreundlichen Medien in den zehn Jahren der Kirchnerregierungen zu ermitteln, schauen runde 10 Milliarden Pesos für allerlei Programme heraus, die für Regierungspropaganda ausgegeben worden sind. 

			Auffällig ist das Programm genannt „Fußball für Alle“, das die Übertragung von Fußballspielen der beiden oberen Ligen subventioniert, ohne dass private Propaganda zugelassen wäre, wie es anfangs mitgeteilt worden war. Dabei werden vielfach die gleichen Spiele zeitgleich in zwei Fernsehkanälen gezeigt, als ob ein Kanal nicht genügte, so dass die Fernsehzuschauer geschädigt werden, die keinen Fußball anschauen. Anfangs, als das Programm angekündigt wurde, um den Fußballklubs der ersten Liga finanziell unter die Arme zu greifen, damit sie nicht Konkurs anmelden, sollte private Propaganda die Finanzierung bereit stellen, aber diese Entscheidung wurde stillschweigend beiseite gelassen. Seither strahlt das Fernsehen laufend staatliche Propaganda über die angeblichen Leistungen des sogenannten Regierungsmodells zeitgleich mit den Spielen aus, was sich für die Zuschauer störend auswirkt. Die Leiter der Fußballklubs schweigen, weil sie nicht auf ihre eigenen Subventionen durch die Regierung verzichten wollen, die ihr Überleben garantierten.

			Nach privaten Berechnungen kontrolliert die Regierung etwa 80 Prozent aller Medien, ohne dass es ihr bisher gelungen ist, die wenigen unabhängigen Medien unter ihre Fittiche zu bringen. An der Spitze dieser Medien rangiert der Konzern „Clarín“, der bis 2008 zwar unabhängig war, aber die Regierung nicht systematisch kritisierte wie seit dem von der Regierung organisierten Krieg, über den Umweg des Mediengesetzes den Verlag zu dezimieren. Bisher hat die Justiz das verhindert. Der Oberste Gerichtshof ist derzeit gefragt, die Berufung der Regierung kraft „Per Saltum“ zu prüfen und damit zu entscheiden, ob zwei Artikel des Mediengesetzes gegen das von der Verfassung garantierte Eigentumsrecht verstoßen. 

			„Clarín“ und „La Nación“ sind die beiden Tageszeitungen mit den höchsten Auflagen, die von viel mehr Menschen gelesen werden, als alle anderen Regierungsblätter zusammen. Das ärgert die Regierung, die sich bemüht, beide Verlage mit allerlei Schikanen anzugreifen, gegebenenfalls auch Beschuldigungen von Steuerhinterziehungen. Im Fall „Clarín“ besteht die Regierung auf der Einstellung von Fernseh- und Hörfunklizenzen, ohne bisher die Tageszeitungen direkt anzugreifen. Selbstverständlich werden beide Verlage bei der Zuteilung von Regierungspropaganda deutlich diskriminiert, obwohl sie eigentlich Kraft ihrer höheren Auflagen begünstigt werden müssten, damit die Regierungspropaganda Leser ansprechen kann. Genau das Gegenteil ist der Fall. Die auf unkritische und regierungshörige Medien konzentrierte Propaganda der Regierung gelangt an verhältnismäßig weit weniger Leser als die beiden genannten Tageszeitungen und die Wochenschrift „Perfil“ zusammen.
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			Revolution Nr. 2

			Von Stefan Kuhn

			War das jetzt ein guter oder ein böser Putsch? Die westlichen Regierungen vollziehen da einen Eiertanz. Für die USA war es nicht einmal ein Putsch, denn das würde bedeuten, dass Washington seine Militärhilfe an Ägypten einstellen müsste. Auch die Deutsche Presseagentur vermeidet bis auf Weiteres das Unwort, man spricht lieber von einem „Umsturz“. Nur aus der Türkei, wo das Militär Jahrzehnte lang den Staat dominierte, kommen deutliche Worte. Ankara verurteilt die Machtübernahme der Militärs in Ägypten. Überraschend ist das nicht. Auch in der Türkei gibt es Massenproteste gegen die gewählte konservativ-islamistische Regierung, ein ähnliches Szenario wäre dort nicht völlig aus der Luft gegriffen. Ähnlich wie in Ägypten fühlt sich das türkische Militär als Hüter der säkularen Gesellschaftsordnung, und ähnlich wie in Ägypten versucht dort eine islamistische Regierung, diese Gesellschaftsordnung nach und nach zu beseitigen.

			Allerdings sind die Rahmenbedingungen in der Türkei schon etwas anders. Das Land will in die EU, ist Nato-Mitglied, und der letzte Militärputsch liegt schon mehr als 30 Jahre zurück. Ägypten wurde sechs Jahrzehnte de facto vom Militär beherrscht. Die ersten freien Wahlen fanden vor einem Jahr statt. Bei den Präsidentschaftswahlen vom Mai und Juni 2012 kam der jetzt abgesetzte Präsident Mohammed Mursi an die Macht, der Kandidat der islamistischen Muslimbrüder.

			Es waren demokratische und freie Wahlen, wie auch die Parlamentswahlen, die Ende November 2011 begannen und sich über mehrere Monate hinzogen. Natürlich kann man bezweifeln, dass derartig langwierige Wahlen auch nur annähernd das politische Spektrum eines Landes widerspiegeln. Mursi kam vor einem Jahr auf knapp über 50 Prozent der Stimmen, die Wahlbeteiligung lag ähnlich hoch. Bei den Parlamentswahlen kamen die als eher gemäßigt geltenden Muslimbrüder zusammen mit den radikal-islamistischen Salafisten auf rund 70 Prozent. Der Sieg der Muslimbrüderschaft hängt auch mit der zerstrittenen liberalen Opposition zusammen und damit, dass die Islamisten im Gegensatz zu den anderen über eine landesweite Organisationsstruktur verfügten. Viele Ägypter wählten die Muslimbrüder auch, weil sie im Vergleich zum kleptokratischen Mubarak-Regime als ehrlich galten.

			Aber zu einer Demokratie gehört auch, dass man Wahlergebnisse akzeptiert. Verpassten Chancen nachzutrauern, nicht zur Wahl zu gehen und dann das Wahlergebnis nicht zu akzeptieren, widerspricht einer demokratischen Kultur. Solch eine Kultur vermisst man jedoch ungleich mehr bei den Muslimbrüdern. Kaum ein halbes Jahr im Amt, hob Präsident Mursi die Gewaltenteilung auf, indem er die Kontrolle der Justiz über seine Entscheidungen quasi aufhob. Dies und ein stark islamistischer Verfassungsentwurf führte zu heftigen Protesten gegen seine Regierung.

			Mursi hat völlig verkannt, dass in einer Demokratie Macht nur auf Zeit verliehen wird, und dass diese Zeit nicht unbedingt seiner Amtszeit entspricht. Eine demokratische Regierung kann Massenproteste nicht ignorieren, vor allem nicht, wenn diese Proteste von der Bewegung kommen, der sie ihre Macht überhaupt erst verdankt. Es waren nicht die Muslimbrüder, die dem drei Jahrzehnte währenden Regime Husni Mubaraks ein Ende bereitet haben. Es waren linke, liberale und vor allem junge Demonstranten, die auf dem zentralen Tahrir-Platz in Kairo ausharrten, bis der Autokrat aufgeben musste. An diesem symbolträchtigen Ort fanden auch die Demonstrationen gegen Mursi statt - mit dem gleichen Resultat.

			Die Armee gab Mursi 48 Stunden Zeit, den Kontakt mit der außerparlamentarischen Opposition zu suchen. Der Präsident blieb stur, Zusammenstöße zwischen Demonstranten und Islamisten forderten Dutzende Todesopfer. Die Absetzung Mursis war letztlich ein Akt der Vernunft. Sie verlief im Gegensatz zu den Aktionen der Islamisten bisher unblutig. Auf dem Tahrir-Platz wurde der Militärputsch bejubelt. Den Demonstranten ist eine zweite Revolution gelungen.

			Jetzt kommt alles darauf an, ob diese zweite Chance genutzt werden kann. Ägypten ist gespalten, ohne die Muslimbrüder, denen jetzt auch noch von vielen der Status von Märtyrern zugesprochen wird, kann sich keine Zivilgesellschaft entwickeln. Die jetzt angestrebten Prozesse gegen Mursi und seine Gefolgsleute, sind sicher nicht hilfreich bei einer Demokratisierung des Landes. Auch wenn in Kairo und anderen großen Städten Hunderttausende auf die Straßen gehen, auf dem Land ist die Muslimbrüderschaft fest verankert. Eine liberale und laizistische Regierung könnte ebensowenig gegen die Islamisten regieren wie das Mursi in umgekehrter Richtung konnte.

			Darin liegt die Gefahr des Militärputsches, so vernünftig er gewesen sein mag. Wenn die beiden Lager nicht aufeinander zugehen, wenn es weiter Zusammenstöße und Tote gibt, könnte sich die von den Militärs angekündigte „Übergangszeit“ in die Länge ziehen. Das dürfte nicht im Interesse der jubelnden Demonstranten vom Tahrir-Platz sein.
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			Randglossen

			In ihrer flammenden Rede zur Vorstellung der Kandidaten der Regierungspartei im ganzen Land, die sie in der Halle des Fußballklubs Argentinos Juniors in Paternal hielt, kündigte Cristina Kirchner an, dass nach der erfolgreichen Dekade des Präsidentenehepaares Kirchner seit 2003 eine weitere Dekade folgen sollte. Zwanzig Jahre sind fünf Amtsperioden von je vier Jahren, die abwechselnd von Néstor und Cristina Fernández de Kirchner absolviert hätten werden sollen. Das war der ursprüngliche Regierungsplan des Ehepaars, der mit dem plötzlichen Tod von Néstor Kirchner im Oktober 2012 erlosch. Wer die nächsten zehn Jahre das sogenannte Modell als Regierungschef leiten soll, verschwieg die Präsidentin, so dass umgehend der Verdacht auftauchte, dass die Präsidentin selber ihre eigene Nachfolge anstrebe. Das ist nur mittels einer Verfassungsreform möglich. Dafür braucht sie Zweidrittelmehrheiten in beiden Kammern. Die kommenden Parlamentswahlen sollen offenbar für diese Mehrheiten sorgen, damit eine zweite Dekade angestrebt werden kann. Die Wähler haben am 27. Oktober 2013 das Wort.

			Die massiven Überschwemmungen in La Plata und teils in der Stadt Buenos Aires vom vergangenen April zeigten deutlich, dass die Flutschäden nach starken Regenfällen innerhalb kürzester Zeit mit entsprechenden Kanalisationen hätten verhindert werden können. In La Plata waren hierfür Studien gemacht worden, aber die Investitionen wurden nicht gemacht, ebenso in der Hauptstadt in Belgrano und Saavedra, weil die Nationalregierung die Billigung eines internationalen Kredites verweigert hatte, den sie nachher unterschrieb. Die Stadtregierung hatte vorher den Maldonado-Fluss unter der Avenida Juan B. Justo vollendet, der einen Überschwemmungsschaden verhindert hat. Die Schäden der jüngsten Überschwemmungen beider Ufer des oberen Paraná-Flusses berührten vorerst die Provinzen Misiones, Corrientes und Chaco, werden aber demnächst auch Santa Fe, Entre Ríos und möglicherweise das Delta betreffen, wenn die gewaltigen Wassermengen aus den massiven Regenfällen im benachbarten Brasilien herabfließen, die leider nicht verhindert werden können. 

			Wirr, wirrer, Washington. US-Präsident Barack Obama tut derzeit alles, um das letzte Quäntchen Obama-Kredit zu verspielen. Mit diplomatischem Druck wird eine aus Moskau kommende Maschine mit dem bolivianischen Präsidenten Evo Morales zur Landung in Wien gezwungen. Man vermutet den Whistleblower Edward Snowden in dem Regierungsflugzeug. Es gab keinen blinden Passagier. Schade. Es wäre schön gewesen, wenn Snowden in der Uniform des Co-Piloten nach Bolivien entkommen wäre. Regierungen unter Druck setzen, diplomatische Gepflogenheiten verletzen, um einen Straftäter zu fangen, der eine Straftat aufgedeckt hat, ist mehr als mies. Man ist schon fast geneigt, dem CSU-Rebellen Peter Gauweiler zuzustimmen. Der will Snowden in Deutschland haben: als eventuellen Kronzeugen in einem Prozess gegen die Spionage der USA.

			Mein Gott, die Welt kann aufatmen. Die Finanzaufsicht des Vatikan ist endlich der Egmont-Gruppe, einer internationalen Organisation, die sich dem Kampf gegen Geldwäsche verschrieben hat, beigetreten. Der Schritt war nach den jüngsten Skandalen um das zwielichtige Geldinstitut des Kirchenstaates wohl längst überfällig. Es drängt sich allerdings die Frage auf, ob die Mitgliedschaft mehr als ein Feigenblatt ist. In der Egmont-Gruppe finden sich Kontrollinstitutionen aus Staaten, die finanzethisch alles andere als koscher sind. Von A bis Z ein Bestiarium: Afghanistan, Albanien, Bahamas, Cayman-Inseln, die Kanal-Inseln, Liechtenstein, Monaco, San Marino, die Schweiz, Singapur und Zypern. Das sind nur einige auf der Liste. Für Geldwäscher liest sich das wie ein Empfehlungsschreiben.
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			Staatsschuld stieg 2012 um 10% auf u$s 197,46 Mrd.

			Die gesamte verbuchte Schuld des Nationalstaates stieg im Jahr 2012 von u$s 178,96 Mrd. um fast 10% auf u$s 197,46 Mrd. Da das Bruttoinlandsprodukt um viel weniger zunahm, stieg der Anteil der Staatsschuld am BIP von 41,8% auf 44,9%. In den Jahren ab der Umschuldung von 2005 nahm dieser Koeffizient jährlich ununterbrochen ab, weil das BIP mehr als die zusätzliche Verschuldung stieg. 2012 war es zum ersten Mal umgekehrt.

			Bei der ausgewiesenen Verschuldung fehlen noch an die u$s 10 Mrd., die den Maschinenlieferanten an Kapital und Zinsen seit 2001 geschuldet werden, die im Pariser Klub zusammengeschlossen sind. Ausserdem fehlen noch die Beträge, zu deren Zahlung Argentinien vom Weltbankschiedsgericht ICSID verurteilt worden ist. Gelegentlich kommen dann noch weitere Milliardenbeträge hinzu, die sich aus den noch nicht entschiedenen Klagen ergeben. Schliesslich muss man auch die Schulden an die Holdouts berücksichtigen, die die Regierung für inexistent hält, die aber weiter bestehen, wobei Prozesse in Gang sind, die der argentinische Staat schliesslich verliert. Man kann mit einem zusätzlichen Betrag von ca. u$s 10 Mrd. rechnen. 

			Von der ausgewiesenen Staatsschuld entfallen u$s 114,77 Mrd., gleich 58,1%, auf die ZB, die ANSeS und in geringerem Ausmass auf andere staatliche Ämter. Ende 2011 hatte dieser Anteil $ 52,9%, gleich u$s 94,61 Mrd. ausgemacht. Auf der anderen Seite fielen die Schulden an private Gläubiger und an die Weltbank, die Interamerikanische Entwicklungsbank u.a. internationale Finanzinstitutionen. Von der gesamten Schuld entfallen fast 60% auf Dollarschulden, 19% auf Pesoschulden, die mit dem CER-Index berichtigt werden, und der Rest auf Pesoschulden ohne Wertberichtigung. Der Anteil dieser letzten Schulden stieg von 19% auf 23%, während die Pesoschulden mit CER-Berichtigung von einem Anteil von 21% auf 19% zurückgingen. Das ist auf die Tatsache zurückzuführen, dass der CER-Index auf der Grundlage des falschen Preisindices des INDEC berechnet wird, womit die CER-Schulden verwässert werden. 

			Die Regierung von CFK hat konsequent die Politik verfolgt, Auslandsschulden bei Verfall zu zahlen und durch Zuwendungen der ZB, der ANSeS u.a. Ämter zu ersetzen. Dabei besteht stets die Versuchung, diese innerstaatlichen Schulden gelegentlich zu streichen, u.a. indem die ANSeS die finanzielle Selbstständigkeit verliert und dem Schatzamt einverleibt wird. Bei dieser Politik beträgt die Schuld gegenüber privaten Gläubigern und internationalen Finanzinstitutionen nur 24,74% des BIP, was ein sehr niedriger Koeffizient ist und die Möglichkeit einer neuen Zahlungsunfähigkeit praktisch ausschliesst. Auch wenn dann schliesslich die bisher formell nicht anerkannten Beträge hinzukommen, bliebt die staatliche Auslandsschuld auf einem tragbaren Niveau.

			

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11808.png]

			Verringerung der Subventionen für Privatschulen der Stadt Buenos Aires

			Die Schulgelder in Privatschulen der Stadt Buenos Aires nehmen ab Juli um 14% bis 26% zu, als Ausgleich für die abgeschafften Subventionen der Stadtverwaltung. Diese Erhöhung kommt zu der vorangehenden hinzu, die auf die Zunahme der Gehälter von 26% bis 31% zurückzuführen ist, so dass die Schulgelder ab März allgemein um 40% gestiegen sind. Laut Angaben des Verbandes der privaten Schulen Adeepra, deckten die Subventionen bei einer Gruppe von Schulen, die insgesamt 100.000 Schüler haben, 45% der Ausgaben. Bei den Schulen, in denen das monatliche Schulgeld bis zu $ 600 liegt, wurden die Subventionen beibehalten. Schulen, bei denen die Subvention 100% der Ausgaben deckte (was sich auf katholische Schulen bezieht), werden von der Kürzung der Subventionen nicht betroffen. 

			Bei diese Subventionen sei bemerkt, dass der Staat dabei viel Geld spart: denn ein Schüler in einer Privatschule kostet ihn (in Form von Subventionen) viel weniger als einer in einer staatlichen Schule. Ausserdem bietet die Privatschule eine bessere Erziehung, auch mit mehr Schultagen, weil die Lehrer sich meistens nicht an den Streiks beteiligen. 

			Liberale Denker befürworten deshalb ein System, bei dem die Schüler und nicht die Schulen subventioniert werden, wobei die Subvention bei einer staatlichen Schule das ganze Schulgeld deckt, bei einer Pivatschule nur einen Teil. Das würde die Privatschulen fördern, Konkurrenz unter diesen und auch mit den staatlichen Schulen schaffen, den Staat entlasten, und gesamthaft die Qualität der Erziehung verbessern. Ohnehin besuchen schon 52% der Schüler der Stadt Buenos Aires private Schulen. Das ist nach internationalen Massstäben ein anormal hoher Prozentsatz, wobei auch in den letzten Jahren eine starke Zunahme stattgefunden hat. In den 90er Jahren lag der Koeffizient unter 25%. Die Familien geben der Erziehung ihrer Kinder eine grosse Bedeutung (was sie auch hat) und sind bereit dafür zu zahlen, auch wenn dies in vielen Fälle ein grosses finanzielles Opfer darstellt.
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			Neuer Rekord bei Steuereinnahmen

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren, erreichten im Juni $ 74,69 Mrd., 27,3% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, was einen absoluten Rekord darstellt, auch wertberichtigt, wenn man von einer interanuellen Preiszunahme von bis zu 25% ausgeht. In 6 Monaten 2013 waren es $ 406,93 Mrd., 28,1% mehr als im Vorjahr.

			Im Einzelnen war die Entwicklung bei den Hauptsteuern wie folgt:

			[image: tabla.jpg]

			Hierzu sei folgendes bemerkt:

			1. Auffallend ist die starke Zunahme der Gewinnsteuer (Einkommenssteuer), deren Erlös im Juni über dem der MwSt. liegt, was anormal erscheint. Dies ist vornehmlich auf die Inflationswirkung zurückzuführen, da das steuerfreie Minimum hinter der Inflation zurückgeblieben ist (so dass jetzt viele Arbeitnehmer von der Steuer erfasst werden), die progressive Skala unverändert blieb und es keine Inflationskorrektur der Steuerbilanzen gibt. Die Inflationswirkung kommt auch bei der Steuer auf persönliche Güter (Vermögenssteuer) zum Ausdruck, da hier die Überschreitung des steuerfreien Minimums dazu führt, dass das gesamte Vermögen besteuert wird. 

			2. Bei der MwSt. ist der Erlös beim Steueramt im Juni etwa im Gleichschritt mit der Zunahme der Preise gestiegen, in sechs Monaten jedoch um mehr, was sich durch Wirtschaftswachstum und/oder Verringerung der Hinterziehung erklärt. Hingegen weist der Erlös der vom Zollamt einbehaltenen Steuer eine starke Zunahme auf, weil dieses Jahr viele Importe freigegeben wurden, die im Vorjahr unterbrochen wurden. Das kommt auch bei den Importzöllen zum Ausdruck.

			3. Die Rückgaben an Exporteure, für die in vorangehenden Stufen der Erzeugung eines Produktes schon gezahlten Steuer, stiegen drastisch. Dennoch schuldet die AFIP weiter einen hohe Betrag. Aber noch stärker stiegen die sogenannten Rückvergütungen (bei denen angeblich intern gezahlte Steuern verschiedener Art zurückgegeben werden), die reine Exportsubventionen für Industrieprodukte sind. 

			4. Die Exportsteuern ergaben im Juni und besonders im 1. Halbjahr viel weniger. Das ist einmal auf die niedrige Weizenernte zurückzuführen, dann aber auch auf die hohe Einbehaltung von Sojabohe und Mais durch die Landwirte, so dass sich in diesem Fäll eine stark gestiegene Ernte nicht unmittelbar auf den Export überträgt.

			5. Die Beträge zum Pensionierungssystem und auch für Familienzulagen u.a. soziale Zwecke stiegen im Ausmass der Lohnerhöhungen und der Zunahme der legalen Beschäftigung.

			6. Der Erlös der Steuer auf Giro- und Sparkontenbewegungen (genannt Schecksteuer) lag im Juni unter der Inflationsrate, jedoch in 6 Monaten etwa gleich. Die Kontrolle des Steueramtes von Ausgaben über Kreditkarten, die in den letzten Monaten eingeführt worden sind, führt dazu, dass mehr in bar gezahlt wird.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,415, um 0,56% über der Vorwoche und um 9,95 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 38,30 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09. bei $ 5,672, zum 30.12.13 bei $ 5,995, und zum 31.03.14 bei $ 6,375. Der Terminkurs per März 2014 lag um 25,37% über dem Kurs von März 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 7,90. Es fanden auch vereinzelte Geschäfte für niedrige Beträge mit CEDIN-Zertifikaten statt, bei denen der Kurs unter $ 7 lag. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Dienstag ein Plus von 5,27% und lag 8,47% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 6,21% und lagen 1,70% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 3,30% und lagen 2,35% unter Ende 2012. Boden 2015 stiegen gegenüber der Vorwoche um 1,14%, lagen jedoch gegenüber Ende 2012 mit 3,54% im Minus. Boden 2015 nahmen in einer Woche um 0,78% zu und lagen mit 5,95% im Plus seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. gewannen 0,33% und lagen bei 13,56% im Minus seit Jahresende 2012.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 144,19 (Vorwoche $ 141,60) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 205,98 (Vorwoche $ 202,28).

			***

			Durch Beschluss des Binnenhandelssekretärs Guillermo Moreno wurden am Donnerstag vier Supermärkte während 5 Stunden geschlossen, weil Produkte fehlten, die auf der Liste der 500 aufgeführt sind, welche zu Preisen angeboten werden, die auf einem niedrigen Niveau eingefroren wurden. Im Prinzip handelt es sich darum, dass diese Waren sehr schnell von den Konsumenten gekauft werden, wobei die Ersatzlieferungen durch die Fabrikanten einige Zeit beanspruchen. Die Massnahme betraf einen Walmart in Avellaneda, einen Jumbo/VEA in Tapitales, einen Coto in der Bundeshauptstadt und einen Carrefour in Tigre. Der Beschluss gründete sich auf das Versorgungsgesetz (20.680) vom Jahr 1974, das jedoch in den 90er Jahren ausser Kraft gesetzt wurde. Ausserdem wurde dieses Gesetz von Juristen als verfassungswidrig betrachtet, weil es das Eigentumsrecht verletzt und Unternehmen gelegentlich zwingt, Verluste auf sich zu nehmen. 

			***

			Durch Beschluss des Binnenhandelssekretariates wurde das gleiche Versorgungsgesetz auf den Weizen angewendet. Auf dieser Grundlage kann Moreno seine Drohung an die Getreideexporteure vollstrecken, Weizenbestände zu enteignen, die für den Export bestimmt sind, und sie auf den internen Markt umzulenken. Als Folge dieser Massnahme ging der Weizenpreis sofort um $ 200 auf $ 2.200 pro Tonne zurück. Landwirtschaftsminister Norberto Yauhar ordnete gleichzeitig eine Bestandsaufnahme von Weizen bei Händlern und Exporteuren an. Theoretisch sollte auch bei einer Ernte von 9,5 Mio. t (gegen 14 bis 15 Mio. t in den zwei vorangehenden Jahren) kein Weizen fehlen, da der interne Konsum nur um die 6,5 Mio. t beträgt und der zugelassene Export weit unter der verbleibenden Menge liegt. Die Landwirte behalten auch Weizen auf Lager, wobei sie dadurch schon einen viel höheren Preis erreicht haben. Gegenwärtig wird Weizen zu ca. U$s 450 je t gehandelt, wobei für Januar 2014 ein Preis von ca. u$s 200 erwartet wird. 

			***

			Das Zentrum für wirtschaftliche Studien des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina” hat einen Index der Kosten der Industrie aufgestellt, der im Juni eine Zunahme von 2% und in einem Jahr zu Juni 2013 eine von 22% ergibt, mehr als doppelt so viel wie der Preisindex des INDEC. 

			***

			Der Erdölfirma Rochs hat die Legislative in Tierra del Fuego ihre Konzession zur Forschung und Förderung von Erdöl verlängert. Statt bislang 12%, erhält die Provinzkasse von Rochs in Zukunft 15% an Lizenzgebühren. Der monatlich einkassierte Betrag von $ 3 Mio. steigt jetzt auf $ 3,75 Mio. In Tierra del Fuego werden zur Zeit alle Lizenzen mit Erdölfirmen neu ausgehandelt. Die Verlängerung der Konzessionsdauer, die die Provinz Chubut vor einigen Jahren eingeleitet hat, erlaubt den Unternehmen, Investitionen in Angriff zu nehmen, von denen ein langfristiges Ergebnis erwartet wird.

			***

			Die Erdölkonzerne YPF und Chevron unterschreiben am 16. Juli eine endgültige Vereinbarung über die gemeinsame Ausbeutung von nicht konventionellen Schiefergaslagern von Erdöl und Gas in Vaca Muerta, in der Provinz Neuquén. Es handelt sich dabei um das bislang wichstigste Abkommen, das dem verstaatlichen Erdölkonzern gelungen ist. Demnach soll Chevron Investitionen in einer Höhe von bis zu u$s 1,5 Mrd. im Rahmen eines Pilotprojekts um die Gebiete von Loma La Lata und Loma Campana vollziehen. Die Vereinbarung soll zunächst in Neuquén unterschrieben, und später in Buenos Aires ratifiziert werden.

			*** 

			Die Provinz La Rioja kündigte der kanadischen Bergbaufirma Osisko die 2011 erteilte Konzession, um im Bezirk Famatina Gold zu fördern. Die Entscheidung ist nach massiven Protesten wegen befürchteter Umweltschäden gefallen. Der Bergbau befindet sich indessen im Hochgebirge, wo niemand wohnt, und das verwendete Wasser wird gereinigt, bevor es in Flüsse abgelassen wird. Für die Provinz wäre dieses Bergwerk ein wesentlicher Beitrag zur Wirtschaft und zu den provinziellen Finanzen. In der Nachbarprovinz Catamarca decken die Bergbaugebühren etwa die Hälfte der Ausgaben der Provinzverwaltung, wobei das grosse Objekt „La Alumbrera” auch direkt die Wirtschaft anspornt. Dort hatten die Umweltaktivisten keinen Erfolg.

			***

			Ein jüngster Bericht des Arbeitsministeriums stellt folgende Aspekte des Arbeitsmarktes anders als üblich dar: 1. Es stimmt zwar, dass einer von drei Arbeitnehmern weniger als $ 3.500 pro Monat verdient, aber zwischen 1997 und 2000 lag dieser Prozentsatz (wertberichtigt, gemäss dem Preisindex mehrerer Provinzen) bei 65%;  2. Die Arbeitskosten, in Dollar bemessen, liegen immer noch um 30% unter dem Stand von 2001; 3. Obwohl die Schaffung neuer Arbeitsplätze im staatlichen Bereich die des privaten in den letzten Jahren mehr als verdoppelt hat, ist der Anteil der Staatsangestellten an den gesamten Beschäftigten von 38,2% im Jahr 2003 auf 33,5% im Jahr 2012 gefallen; 4. CFK weist darauf hin, dass ab 2003 5 Mio. neue Arbeitsplätze geschaffen worden seien, aber die periodische Haushaltsumfrage des INDEC ergibt nur eine Zunahme von 3,8 Mio. Die Differenz beruht darauf, dass in einem Fall vom 1. Quartal 2003 ausgegangen wird, im 2. Fall vom vierten. Ausserdem beziehen sich die 5 Mio. auf zusätzliche Arbeitsplätze, die 3,8 Mio. jedoch nur auf die Beschäftigten. Die Differenz beruht somit zum Teil auf Personen mit mehr als einer Beschäftigung. 5. Die Arbeitslosigkeit liegt zwar ab 2007 unter 10%, ist aber höher als in den 80er Jahren. Das beruht darauf, dass die Zahl derjenigen, die sich um eine Arbeit bemühen (die „aktive Bevölkerung”), stark gestiegen ist.  

			***

			Das Innen- und Transportministerium hat in der Vorwoche die Angebote für das neue Signalisierungssystem der Sarmiento-Vororteisenbahn entgegenommen, das auch ein automatisches Bremssystem für Notfälle einschliesst, benannt ATP. Dies war schon vor vier Jahren an Siemens zugeteilt worden, aber der Vertrag wurde von der Regierung nicht erfüllt (so dass Siemens nicht liefern konnte) und schliesslich ausser Kraft gesetzt. Die verantwortlichen Regierungsbeamten (Minister de Vido und die Transportsekretäre Jaime und Schiavi) haben sich nicht für den Fall interesssiert und seine Bedeutung nicht erkannt. Von fünf Offerten verbleiben folgende zwei: 1. Die französische Thales mit der lokalen Metrovías (vom Roggio-Konzern); 2. Die französische Alsthom mit den lokalen Ferrovías und Emepa. Beide Angebote übersteigen den Voranschlag von $ 654 Mio.: das erste beträgt $ 899 Mio- und das zweite $ 997 Mio-, beide ohne MwSt. Die Regierung verhandelt jetzt auch mit einer chinesischen Firma. Wenn diese ein besseres und/oder billigeres Angebot vorbringt, wird die Ausschreibung annulliert und direkt mit der chinesischen Firma verhandelt. Die Regierung will jetzt auf alle Fälle vermeiden, dass sich schwere Unfälle wiederholen. Endlich! 

			***

			Die Beanspruchung öffentlicher Dienste lag im Mai um 9,1% über dem Vorjahr und 2,1% über April 2013, berichtet das INDEC. Der Telefondienst verzeichnet eine Zunahme von 15,8%, wobei die Zahl der Mobiltelefone um 3,2% auf insgesamt 59,76 Mio. stieg, so dass es gut 45% mehr als die Bevölkerung sind. Wenn man Kinder u.a. abzieht, die kein Mobiltelefon haben, gelangt man zum Schluss, dass der Rest der Bevölkerung durchschnittlich zwei pro Person haben muss, was faktisch bedeutet, dass viele drei haben, was schwer zu erklären ist. Der Frachtendienst nahm bei Flugzeugen interanuell um 126,5% zu, bei der Eisenbahn jedoch um 6,6% ab. Der Passagiertransport der Eisenbahnen nahm um 14,7% ab, wobei jedoch nur die Passagiere gezählt werden, die ihre Fahrkarte bezahlen. Die Abnahme ist somit in Wirklichkeit geringer, weil mehr Passagiere jetzt nicht zahlen. Der Konsum von elektrischem Strom stieg interanuell um 5,7%, der von Gas nahm um 1% ab.

			***

			Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat bekanntgegeben, dass der technische Tarif der U-Bahn (der die vollen Kosten deckt) $ 7,47 ausmacht. Das sind fast $ 5 über dem effektiven Tarif von $ 2,50. Die Stadtregierung hatte dieses Jahr schon beschlossen, den Tarif auf $ 3,50 anzuheben, doch das wurde von einem Richter verhindert, der einer Klage des linken Stadtabgeordneten Alejandro Bodart statt gab, obwohl das Thema nicht judiziabel ist. 

			***

			Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno kündigte in der Vorwoche die Einführung eines Unterstaatssekretariates für Konkurrenzfähigkeit an, das sich mit der Kontrolle und Analyse der direkten und indirekten Fabrikationskosten von Gütern des Massenkonsums befassen werde. 

			***

			Die Gasknappheit ist diesen Winter besonders akut, so dass die Beschränkung der Lieferungen an Industriebetriebe bis September dauern könnte. Die Industrie benötigt gesamthaft 45 Mio. cbm täglich, erhält jedoch 10 bis 15 Mio. cbm weniger. Die Firma Vitol, der 30% der Lieferung von verflüssigtem Gas in Escobar zugeteilt wurde, konnte bisher nur die Hälfte der für Mai und Juni verpflichteten Menge liefern. Da die lokale Gasförderung abnimmt und der Konsum ständig steigt, sind die Importe kritisch. Die lokalen Gasproduzenten erhalten einen Preis von u$s 2,90 je Mio. BTU, das Gas aus Bolivien kostet u$s 10,5 und das per Schiff importierte u$s 16,5 je Mio. BTU. Die Lieferungen aus neuen Lagern, bei denen der Preis über u$s 6 je Mio. BTU liegt, sind bisher von beschränkter Bedeutung. Gas aus Schiefergaslagern wird voraussichtlich u$s 7 bis u$s 9 je Mio. BTU kosten. Auf alle Fälle wird die argentinische Wirtschaft in den kommenden Jahren eine starke Zunahme des Gaspreises (in Dollar) verkraften müssen.   

			***

			Am 30. Juni ist das Abkommen über Kraftfahrzeuge zwischen Argentinien und Brasilien abgelaufen, das auf dem Prinzip des kompensierten Austausches beruhte, also wertmässig gleiche Importe und Exporte, jedoch Abweichungen in einem bestimmten Prozentsatz erlaubte. Da kein neues Abkommen unterzeichnet wurde (obwohl seit 9 MonatenVerhandlungen stattfinden), besteht somit zunächst freier Handel auf diesem Gebiet. Faktisch ändert sich unmittelbar gar nichts, da die multinationalen Unternehmen, die in beiden Ländern tätig sind, die Fabrikation der einzelnen Modelle in bestimmten Fabriken, zum Teil in Brasilien und zum Teil in Argentinien, konzentriert haben und dies nicht ändern. Der bilaterale Handel hängt somit von der Nachfrage nach den einzelnen Modellen in den beiden Ländern ab. Die argentinische Regierung beklagt sich über den Umstand, dass Brasilien Zubehörteile aus Argentinien nicht als “national” betrachtet, so dass sie von den Fabrikanten nur beschränkt gekauft werden können, weil ein Anteil an “nationalen” Teilen vorgesehen ist. Argentinien weist ein hohes Defizit beim Handel mit Kfz-Teilen aus, um dessen Korrektur sich die Regierung bemüht. Die brasilianischen Behörden beklagen sich ihrerseits über willkürliche Importhemmungen für Kfz, die in Argentinien seit Ende 2011 bestehen.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, die die Regierung der Provinz Santa Fe berechnet, ist im Mai um 0,8% gestiegen, berichtet das lokale Statistikamt. Mit einer Gewichtung von 69,28% im Einkaufskorb, sind die Sachgüter gegenüber April um 0,7% und die Dienstleistungen, mit einer Gewichtung von 30,72%, um 0,9% teurer geworden. Nebst Tierra del Fuego und San Luis gehört Santa Fe zu den Provinzen mit einem eigenen Index. 

			***

			Russland ist daran interessiert, an der Ausschreibung für den Bau eines Atomkraftwerkes teilzunehmen. Der russische Minister für Atomenergie, Sergei Kirienko, hat dies Minister Julio de Vido in Sankt Petersburg mitgeteilt. Russland hat eine grosse Erfahrung mit dem Bau von Kernkraftwerken, ist jedoch technologisch nicht auf der Höhe anderer Länder. 

			***

			Die Bauwirtschaft verzeichnet im Mai gegenüber dem gleichen Monat des Vorjahres eine Zunahme von 7,7%, berichtet das Statistikamt INDEC. In den ersten fünf Monaten des laufenden Jahres sei im interanuellen Vergleich ein Wachstum von 2,9% festgestellt worden. Die genehmigten Bauflächen sind im Mai in 42 Gemeinden, die statistisch erfasst werden, um 2,6%, und innerjährlich um 8,7% gestiegen.

			***

			Die Regierung der Provinz San Juan hat die ersten Ergebnisse der Messung schädlicher Gase in der Biosphäre und von giftigen Stoffen in den Flüssen bekanntgegeben. Es handelt sich darum, festzustellen, wer bei der Diskussion über die angebliche Umweltvergiftung der Bergbauunternehmen recht hat: die Umweltgruppen, die auf einen negativen Einfluss hinweisen, oder die Bergbauunternehmen, die angeben, dass die Abwässer mit giftigen Stoffen gereingt werden, bevor sie in Flüsse geleitet werden, und dass auch keine Luftverpestung stattfindet. Bisher haben die Unternehmen Recht behalten. Gouverneur José Luis Gioja setzt sich für die Unternehmen ein, wobei der Bergbau eine bedeutende Wirkung auf die Wirtschaft und die Staatsfinanzen der Provinz hat. Ebenso ist es in Catamarca. Doch in Chubut hat vor Jahren schon eine Umweltgruppe ein Bergbauprojekt verhindert, und danach konnte sich der Gouverneur von La Rioja bei seiner Initiative, ein Bergbauprojekt in Famatina zuzulassen, nicht durchsetzen. Der Bergbau hat in Argentinien noch grosse Expansionsmöglichkeiten, doch zu diesem Zweck muss allgemein nachgewiesen werden, dass es keine Umweltverschmutzung gibt. Der Gouverneur von San Juan hat jetzt einen ersten Schritt in dieser Richtung getan.

			***

			Löhne und Gehälter lagen im Mai 2013 durchschnittlich um 23,29% über dem gleichen Vorjahresmonat, hat das INDEC ermittelt. Bei nicht eingetragenen Arbeitnehmern betrug die Zunahme 31,15%, im legalen privaten Bereich 24,35% und im öffentlichen Bereich 23,7%. Allein im Mai stieg der Index gegenüber April um 3,69%, weil mehrere Arbeitsabkommen abgeschlossen wurden. 

			***

			Argentiniens Handelsbilanzdefizit mit Brasilien konnte im Juni gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 61,5% auf u$s 101 Mio. verringert werden. Die Exporte erreichten einen Gesamtwert von u$s 1,54 Mrd., eine innerjährliche Zunahme von 47,1%, berichtet die Consulting-Firma abeceb. Die Importe lagen indessen mit u$s1,64 Mrd. nur um 25% über dem Vorjahr. Im 1. Halbjahr 2013 lagen die argentinischen Exporte nach Brasilien mit u$s 8,80 Mrd. um 19% über dem Vorjahr, und die Importe mit u$s 9,32 Mrd. um 5% höher. Die Zunahme der argentinischen Exporte ist vornehmlich auf erhöhte Kfz-Lieferungen zurückzuführen. Auf der anderen Seite wurden brasilianische Lieferungen an Argentinien, auch von Kfz, auf Anweisung von Binnenhandelssekretär Moreno gehemmt.

			***  

			Die Einzelhandelsumsätze erholten sich innerjährlich im Juni wertmässig um 26%, und mengenmässig um 11%. Das Ergebnis basiert auf einer Umfrage des Verbands Fedecamaras. Das lange Wochenende vom 20. Juni sei für den Handel sehr positiv verlaufen. Über 2 Mio. Menschen seien während der vier arbeitsfreien Tagen verreist, und $ 2 Mrd. seien umgesetzt worden.

			***

			Im Juni wurden 73.349 Automobile, Kleinlaster und Lastwagen im Register eingetragen und für den Verkehr zugelassen, berichtet der Agenturenverband Acara. Im innerjährlichen Vergleich wurden somit 5,2% mehr Fahrzeuge angemeldet. Im ersten Halbjahr sind insgesamt 498.620 KfZ eingetragen, 8,3% mehr als im Vorjahr, was einen absoluten Rekord darstellt. Die Nachfrage wurde besonders durch den Höhenflug des „blauen” Dollarkurses angespornt, da in Dollar berechnet, die Preise zu diesem Kurs niedrig erschienen.

			*** 

			Die Zahl der notariellen Immobilienübertragungen in der Bundeshauptstadt ging im Juni gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 26,6% auf 3424 zurück. Dabei wurde ein Gesamtwert von $ 1,72 Mrd. erreicht, 19,4% unter dem geichen Vorjahresmonat, aber 26,2% über April 2013, berichtet der Verband der Notare. Der Durchschnittswert pro Geschäft lag bei $ 504.447. In den ersten 5 Monaten 2013 betrug die Zahl der Immobilienübertragungen 12.649, 34,4% unter dem Vorjahr, und der Gesamtwert $ 6,28 Mrd., 29,5% unter dem Vorjahr.

			***

			Die ZB hat durch Mitteilung B 10617 verfügt, dass die Hinterlegung von 30% bei Dollarbeträgen, die aus dem Ausland überweisen werden, die 2005 eingeführt wurde, für drei Monate ausser Kraft gesetzt wird. Dadurch soll die Weisswaschung von schwarzen Dollarguthaben erleichtert werden. Beiläufig werden dabei auch normale Auslandskredite nicht mehr gehemmt. Bei der gegenwärtigen Zahlungsbilanzkonstellation hat die Sterilisierung dieser Mittel überhaupt keinen Sinn. 

			***

			Letzte Woche wurde durch Beschluss 5 des Fernverbindungssekretariates eine neue Rahmenordnung für die Telefonie bekanntgegeben, die sowohl feste Verbindungen wie Mobiltelefone umfasst. Dieses Mal wird auch der Breitbanddienst bei Internet eingeschlossen, was bei der Reglementierung von 2009 nicht der Fall war. Die neuen Normen beziehen sich auf eine bestimmte Qualität des Dienstes. Die Betreiber müssen jetzt alle Tage während 24 Stunden Klagen der Kunden entgegennehmen. Die einzelnen Qualitätsparameter sollen täglich gemessen werden. 

			***

			Die Regierung hat die im Haushaltsgesetz vorgesehenen Staatsausgaben letzte Woche durch Beschluss des Kabinettschefs um $ 13 Mrd. erhöht. Davon sind $ 5,7 Mrd. für Subventionen für den Import von Gas und Erdölprodukte bestimmt, die höher als veranschlagt ausgefallen sind. Das Wirschaftsministerium erhielt $ 2,87 Mrd. mehr, die zum grössten Teil für die Finanzierung des Gasförderungsprogrammes bestimmt sind. Das staatliche Energieunternehmen Enarsa erhielt zusätzliche $ 3,31 Mrd. und das Kohlebergwerk Rio Turbio $ 83,9 Mio. mehr. Der Verband ASAP, der sich mit Studien über den Staatshaushalt und die Staatsfinanzen befasst, weist darauf hin, dass der Energiebereich in den ersten fünf Monaten 2013 schon Zuwendungen in Höhe von $ 25,82 Mrd. erhalten habe, 80% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. 

			***

			Die Kfz-Produktion lag im Juni mit 63.461 Einheiten um 19,8% über dem gleichen Vorjahresmonat, meldet der Verband der lokalen Kfz-Fabrikanten Adefa. In sechs Monaten 2013 waren es 394.550 Kfz, 18,9% mehr als im Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen betrugen im Juni 88.541 Einheiten, 22,1% über dem Vorjahr. In sechs Monaten waren es 462.671 Kfz, 16,3% über dem Vorjahr. Im Juni wurden 42.621 Einheiten exportiert, 42,6% über dem Vorjahr, wobei über 80% der Einheiten nach Brasilien geliefert wurden.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die brasilianische Bank Itaú Unibanco übernimmt die Privatkundengeschäfte der Citibank Uruguay. Die Niederlassung der Bank, die Itaú Uruguay, kauft demnach ein Portfolio mit 15.000 Girokonten mit einem Gesamtvolumen von mehr als u$s 265 Mio. und Sparkonten in Höhe von u$s 60 Mio. Das Geschäft schließt auch die Kreditkartenlinie der Citibank, bestehend aus Visa, Master und Diners-Card ein, sowie  Kleinkredite u.a. Kredite, die über die Kreditkarte abgewickelt werden.

			*** 

			Der kanadische Bergbauriese Barrick unterbricht, zunächst bis Mitte 2016, die Förderungsarbeiten im binationalem Projekt Pascua-Lama in Chile und Argentinien. Seit dem Höchststand vor einigen Wochen ist der Goldpreis um über ein Viertel zurück gegangen. Für die weitere Finanzierung des Geschäfts ist den Bergbaubetreibern zugleich der Gang an die Kapitalmärkte erschwert, weil mit dem Goldpreis auch ihre Aktienkurse gefallen sind. Abgesehen davon seien für Barrick die Investitionskosten von Pascua Lama von u$s 5 Mrd. auf u$s 8,5 Mrd. in die Höhe gegangen, berichtet das Unternehmen. Barrick wurde von den chilenischen Behörden erst vor kurzem mit einer Busse von u$s 12 Mio. wegen Verletzung von Umweltnormen bestraft, was auch die Investitonsbereitschaft hemmt.

			***

			Nach Angaben des Brasilianischen Instituts für Geografie und Statistik war im Mai ein Rückgang der industriellen Leistung Brasiliens von zwei Prozentpunkten zu verzeichnen. In insgesamt 20 von 27 untersuchten Industriesektoren kam es zu einer Regression. Die monatlich herausgegebene Studie zeigt, dass die Leistung der Industriesektoren im Mai gegenüber den gleichen Vorjahresperioden deutlich zurückliegt. Im Jahr 2011 zeigte Brasiliens industrieller Sektor rund 3,8% mehr Effizienz. Besonders überraschend ist die Abnahme in der Lebensmittelherstellung um ganze 4,4%, nachdem es im April einen Anstieg von 4,3% gegeben hatte. Weitere Sektoren, die einen Rückgang ihrer Leistung auswiesen, sind Maschinen und Computer, Fahrzeuge, Möbel und Metallprodukte. Trotz der negativen Werte des Großteils der Sektoren konnten manche Bereiche an Industrieleistung gewinnen. Am größten ist jedoch der Zuwachs der Leistung der Automobilproduktion, die innerhalb eines Jahres um 11,7% anstieg. 

			***

			Das brasilianische Bergbauunternehmen Vale erhielt die umweltspezifische Genehmigung um ihr Goldvorhaben in Serra Sul durchzuführen. Das Projekt sieht eine Gesamtinvestition von ca. u$s 19,5 Mrd. vor.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Camuzzi Argentina

			Dieses Unternehmen italienischen Ursprungs, das landesweit führend bei der Gasverteilung ist, hat 43% der Firmen Sodigas Pampeana und Sodigas Sur von der US-Firma Sempra übernommen. Minderheitsaktionär bei den beiden gekauften Unternehmen ist der ehemalige Kabinettschef unter Präsident De la Rúa, Christian Colombo, über den Investmentfonds DYC. Sempra hat gleichzeitig die Klage vor dem Weltbankschiedsgericht ICSID gegen Argentinien zurückgezogen.  

			Banco Santander

			Banco Santander Argentina lässt in San Telmo auf 50.000 qm ein neues Hauptgebäude für $ 750 Mio. bauen, teilte ihr Präsident Cristofani mit. Das Gelände befindet sich auf der Avenida Paseo Colón und Juan de Garay, wo gegenwärtig die Austral-Universität ihren Sitz hat, die vollständig nach Pilar umzieht. Die Bauarbeiten sollen zwischen 24 und 36 Monaten dauern. Banco Santander zählt in Argentinien mit 330 Filialen, von denen 80 noch dieses Jahr für u$s 150 Mio. modernisiert werden sollen.

			Allus Argentina

			Dieses Unternehmen führt aus der Provinzhauptstadt Córdoba Umfragen zum Verhalten der Nutzer in den sozialen Netzen durch. Die Firma hat u$s 1,5 Mio. in ein neues Call Center investiert, an dem 400 Mitarbeiter beschäftigt sind. Allus hat als ersten Kunden die Mobiltelephoniefirma Movistar gewinnen können. 

			Denwa Technology

			Dieses Unternehmen aus Córdoba plant Investitionen von bis zu u$s 10 Mio. zur Herstellung von Kommunikationsausrüstungen über Internet, die um mindestens 40% erhöht werden sollen.

			Sinteplast

			Dieser Hersteller von Anstrichfarben investiert u$s 8 Mio. in seinem Werk in der Gemeinde Ezeiza, um die Produktion zu erweitern. Sinteplast beabsichtigt, im In- und Ausland weiter zu wachsen. Das Unternehmen hat bereits u$s 35 Mio. investiert, und beschäftigt insgesamt 520 Mitarbeiter.

			Cadelma

			Die Firma investiert u$s 10 Mio. in ihrer Fabrik im Vorort General Pacheco, um ihre Erzeugung von PET-Flaschen zu verdoppeln, bei denen alte Flaschen als Rohstoff verwendet werden. Bisher hatte das Unternehmen schon u$s 27 Mio. in der Fabrik investiert. Die Produktion beträgt gegenwärtig 11.500 Jato, was ca 1 Mio. Flaschen pro Tag darstellt. Täglich werden in Argentinien um die 12 Mio. Flaschen aus PET in den Müll geworfen, obwohl sie wieder als Rohstoff verwendet werden können. Der Geschäftsführer Carlos Briones wies darauf hin, dass ein Kilogramm PET aus gebrauchten Flaschen 70% weniger Energie beanspruche, als bei Einsatz vom Originalrohstoff. Cabelma wurden 1952 als Familienunternehmen gegründet, und stellte damals Holzkisten zusammen, widmet sich jedoch heute hauptsächlich der Herstellung von PET-Flaschen, sowie Kunststoffeimern und –kisten für die Industrie. 

			New Balance

			Diese US-Firma, die sich auf Sportbekleidung spezialisiert, kehrt nach Argentinien zurück. Die Firma SportIcon, vom Unternehmer Arturo Alahan, ist für die Neufaufnahme der Tätigkeiten zuständig. Vorgesehen sind Investitionen in zwei Fabriken sowie einen eigenen Laden über einen Gesamtbetrag von $ 46 Mio.

			Laboratorios Richmond

			Dieses rein argentinische Pharmaunternehmen hat ein Investitionsprojekt in Höhe von u$s 3 Mio. in Angriff genommen, um binnen vier Jahren ein Medikament gegen AIDS zu erzeugen. Das erklärte der Geschäftsführer Marcelo Figueiras. In zwei Wochen wird schon das „Vrontar” vorgestellt, das in einer Pille die zwei antiviralen Elemente Darunavir 600 mg und Ritonavir 100 mg vereint. Die Pille wird in einer besonderen Packung geliefert, die die Stabilität des Produktes sichert. Während die ersten AIDS-Behandlungen einen Cocktail von 20 bis 25 Pillen vorsahen, sind es jetzt nur vier, und in wenigen Jahren wird es voraussichtlich eine sein, erklärte die technische Leiterin des Labors, Elvira Zini. 

			Agrale

			Die lokale Filiale der brasiliaischen Agrale hat die Fabrikation von Traktoren in ihrer Fabrik in Mercedes, Provinz Buenos Aires, aufgenommen, was eine Investition von $ 80 Mio. darstellt. Das Unternehmen erzeugt drei Modelle von schweren Traktoren, mit einem hohen Grad der Integrierung mit lokal erzeugten Teilen. Der Motor wird von der Firma MWM in Jesús María, Provinz Córdoba, hergestellt. 

			Meranol

			Dieses Chemieunternehmen hat letzten Montag Obligationen („obligaciones negociables”) für 15 Mio. untergebracht, wobei die Offerten $ 120 Mio. betrugen. Die Laufzeit beträgt 36 Monate und der Zinssatz ist der Badlar-Satz, den die Banken für Depositen von über $ 1 Mio. auf 30 Tage zahlen.
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			Eine Weisswaschung mit vielen Fragezeichen

			Letzte Woche begann die dreimonatige Periode der Weisswaschung von schwarzen Dollarguthaben im Inland oder im Ausland. Dabei gab es viele Anfragen bei Banken, aber kaum effektive Geschäfte, also Einsatz von CEDIN-Zertifikaten für den Kauf von Immobilien und Kauf von BAADE-Bonds, die für die Finanzierung von Energieprojekten, an erster Stelle von YPF, eingesetzt werden. Diese Legalisierung erschien zunächst sehr einfach, wobei die Regierungssprecher erklärten, es handle sich um den Einsatz von schwarzen finanziellen Mitteln für kritische Sektoren, nämlich der Immobilienmarkt und die Energie. Aber der Fall war komplizierter, als in der Regierung angenommen worden war.

			Zunächst kam ein Konflikt mit den Normen über Bekämpfung der Geldwäsche auf, die vornehmlich die USA immer intensiver vorantreiben und dabei auch Druck auf andere Staaten ausüben. Die Geldwäsche bezieht sich auf Legalisierung von finanziellen Mitteln kriminellen Ursprungs, die über verschiedene Wege erfolgt: Kettenüberweisungen unter Banken, so dass der Usprung des Geldes nicht mehr ermittelt werden kann; Einsatz von Steuerparadiesen, bei denen nicht gefragt wird, woher die Mittel stammen; Immobiliengeschäfte, bei denen falsche Überpreise bestehen; Verwendung von Strohmännern oder Unternehmen, die pleite sind und mit schwarzen Geldern gerettet werden (indem die Gläubiger schwarz bezahlt werden, und formell auf ihre Forderung verzichten) u.a. Manövern. Eine Weisswaschung, wie sie Argentinien jetzt verfügt hat, kommt ihnen dabei sehr gelegen.

			Obwohl es bei der Bekämpfung der Geldwäsche grundsätzlich um Gelder geht, die aus dem Drogenhandel, dem Waffenhandel, dem Menschenhandel, Schmiergeldern und Erpressungen stammen, wird dies nirgends, weder hier noch in anderen Ländern, genau bestimmt. Somit werden auch Vermögenswerte erfasst, die aus einfacher Steuerhinterziehung stammen und nichts mit den genannten kriminellen Tätigkeiten zu tun haben. Es ist gewiss etwas ganz anderes, mit Rauschgift zu handeln oder einfach ein normales Einkommen dem Fiskus nicht zu melden. 

			Die Banken wurden angewiesen, “verdächtige” Weisswaschungen zu melden. Das bedeutet in der Praxis, dass sie alle melden müssen, da sich eben alle auf schwarze Mittel beziehen. Und das wirkt als Hemmung. Die Regierung müsste bestimmen, dass Weisswaschungen unter einem bestimmten Betrag ( u$s 1 Mio?) nicht gemeldet werden müssen, so dass die normalen Immobilienkäufe nicht gehemmt werden. Ebenfalls sollte bestimmt werden, dass diejenigen, die schon vor der Weisswaschung als Steuerzahler eingetragen waren, in einem bestimmten Verhältnis zu ihrem versteuertem Einkommen und zu ihrem Vermögen, ohne verdächtigt zu werden, weisswaschen können. Bei den BAADE-Bonds müsste auch ein bestimmter Betrag von der Verdächtigung und der Meldung der Bank ausgenommen werden. Ohne eine präzise Klärung in diesem Sinn dürfte der Erfolg dieser Legalisierung von schwarzen Dollarguthaben beschränkt sein. Wie üblich bei dieser Regierung, werden die Entscheidungen nicht gründlich durchdacht.

			Die Nationale Wertpapierkommission hat bestimmt, dass die CEDIN-Zertifikate auf dem Sekundärmarkt gehandelt werden können. Da sie in Pesos gehandelt werden, stellt dies eine Teillegalisierung des schwarzen (“blau” genannten) Wechselkurses dar. Dabei gibt es zwei Arten von Zertifikaten: den CEDI, der noch nicht für einen Immobilienkauf eingesetzt worden ist (bei dem nur der Nachweis besteht, dass der Dollarbetrag effektiv vorhanden ist), und der CEDA, der schon für einen Immobilienkauf eingesetzt worden ist, also vom Verkäufer gehandelt wird. Wenn dieser Dollar haben will, geht er zur Bank, und diese werden ihm ausgezahlt; wenn er jedoch Pesos haben will, z.B. um Löhne, Baumaterialien, u.s.w. bei einem neuen Bauvorhaben zu zahlen, dann verkauft er die Zertifikate auf dem Sekundärmarkt. Der Käufer kann sie dann weiter verkaufen oder zur Bank gehen, und die Dollar erhalten, womit er sie völlig legal besitzt. Wenn es sich um ein Unternehmen handelt, dann werden diese Dollar zum CEDIN-Kurs zu Buche stehen, der eventuell leicht vom Schwarzkurs abweicht.

			Diese Legalisierugsmöglichkeit bietet jetzt auch denjenigen die Möglichkeit, bei Mitteln, die sie im Ausland besitzen, die sie in Argentinien investieren wollen, ihre Dollar (oder Euros oder andere Währungen) zum schwarzen Kurs (eventuell mit einem Abstrich oder einem Aufpreis) in Pesos umzutauschen, statt zum offiziellen Kurs. Das ist gewiss vorteilhafter als eine Überweisung zum offiziellen Kurs. Um dies zu verhindern, hat die ZB am Dienstag bestimmt, dass Dollarbeträge im Ausland, die dort legal sind, nicht einfach nach Argentinien überwiesen werden dürfen, sondern nur in Dollarscheinen. Das stösst jedoch auf die Begrenzung des Betrages, die hier besteht, wobei sich ohnehin kaum jemand traut, höhere Beträge in Dollarscheinen mitzubringen. Das Geld müsste somit als schwarzes Vermögen angegeben werden, also im Ursprungsland (meistens die USA) bei der Bank, wo es legal deponiert ist, abgehoben werden, und auf ein nicht angegebenes Konto deponiert werden, von wo aus es nach Argentinien übertragen werden kann. 

			Auf alle Fälle ist es für eine lokale Bank kaum möglich, zu unterscheiden, ob das Geld, das für den Bezug eines CEDIN-Zertifikates oder eines BAADE-Bonds eingesetzt wird, im Ursprungsland legal ist oder nicht. Es ist auch fragwürdig, ob die ZB hier nicht das Weisswaschungsgesetz verletzt hat, das bestimmt, dass die ZB CEDIN gegen Dollarüberweisungen ausgeben muss, seien diese legal (also in der lokalen Vermögenserklärung aufgeführt) oder nicht. Es ist auf alle Fälle eigenartig, dass schwarze Gelder vor legalen bevorzugt werden. All diese Probleme würden nicht bestehen, wenn der “blaue” Wechselkurs legalisiert würde, was auch erlauben würde, bestimmte Geschäfte (Auslandstourismus, Dividendenüberweisungen u.a.) auf diesen Markt zu übertragen. Eine Kursspaltung dieser Art hat es schon gegeben, wobei dann der Markt gelegentlich wieder vereinheitlicht wird, wenn das Gleichgewicht der Zahlungsbilanz wieder hergestellt wird. Vielleicht ist der CEDIN-Handel ein erster Schritt in diese Richtung.

			Steuerexperten haben bei dieser Weisswaschung auf zwei Aspekte hingewiesen. Einmal befreit das Gesetz von nationalen Steuern, aber nicht von provinziellen. In einigen Fällen (von Unternehmen) könnte dies dazu führen, dass die Bruttoumsatzsteuer oder die Stempelsteuer gefordert wird. Abgesehen davon, wird durch das System auch die Übertragung von Immobilien zu einem niedrigeren Preis als der effektiv gezahlte (wie es üblich ist) legalisiert. Denn wer eine Immobilie mit CEDIN kauft, hat einen Dollarpreis gezahlt, den er in seiner Steuererklärung dann zum offiziellen Kurs in Pesos umwandelt. Er zahlt somit zunächst weniger an der Übertragungssteuer und in Zukunft bei der Steuer auf persönliches Vermögen. Dieser Preis kann vom Steueramt nicht beanstandet werden. 
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			Die Armutsproblematik: 
Politisierung statt Bemühungen um Lösungen

			Ein grosser Teil der argentinischen Bevölkerung ist arm, wie immer man die Armut definiert und misst, und Ökonomen und Soziologen meinen, dass in einem Land wie Argentinien, das sich inbezug auf Wohlstand und Wirtschaftsleistung von anderen Schwellenändern distanziert und in vielen Beziehungen eher zur oberen Stufe gehört, die Armut eine Randerscheinung sein sollte. Das statistische Amt definiert Armut gemäss einem bestimmten Familieneinkommen, wobei das nominelle Einkommen dann mit dem Index der Konsumentenpreise wertberichtigt wird, womit das Amt zu einem Koeffizienten von ca 5% der Bevölkerung gelangt. Private Berechnungen, wie eine der katholischen Universität, verwenden private Preisindices und andere Daten und gelangen dabei auf ca. 30%. Doch im Grunde sind beide Angaben falsch, da Naturaleinkommen und oft auch Gelegenheitseinkommen nicht berücksichtigt werden, ebenso wie nichts über die Wohnungsverhältnisse, den Ernährungs- und Gesundheitszustand der Befragten ermittelt wird. Wenn jemand angibt, sehr wenig zu verdienen, aber gesund und gut ernährt aussieht, dann stimmt etwas nicht. Und wenn jemand ein Einkommen hat, das über der statistischen Armutsgrenze liegt, aber in einer kleinen Blechhütte haust, auch nicht. 

			Präsidentin Cristina Kirchner weist ständig darauf hin, was unter den Kirchner-Regierungen ab 2003 alles getan wurde, um die Armut zu bekämpfen. Halten wir fest: 1. Die Mindestrenten wurden weit über die Inflation erhöht. 2. Fast 2,5 Mio. Menschen, die das Pensionierungsalter überschritten hatten, aber die Beiträge während ihres aktiven Lebens nicht oder nur zum Teil bezahlt hatten, erhielten eine Mindestpension, womit über 95% der Bevölkerung von über 65 Jahren, bzw. 60 bei Frauen, gedeckt ist (gegen vorher um die 65%). 3. Es wurde eine Subvention für Familien mit Kindern im schulpflichtigen Alter eingeführt, die ca 3,5 Mio. Einzelfälle umfasst; 4. Es wurden zahlreiche Subventionsprogramme für Arme eingeführt, die zum Teil an eine Arbeit im Bereich der Gemeinden gebunden sind. 5. Der Bau von Sozialwohnungen wurde stark erweitert; 6. Die Tarife für öffentliche Dienste werden stark subventioniert (viel mehr als vorher), was besonders arme Menschen begünstigt; 7. Bestimmte Lebensmittelpreise werden künstlich niedrig gehalten. Das ist der Fall bei Rindfleisch, wo der Export kontingentiert ist, so dass der Binnenmarkt unter Angebotsdruck steht, aber auch bei Weizen (wo diese Politik in letzter Zeit schief gegangen ist), und auch bei Speiseöl, Mais u.a. Produkten, deren interne Preise dank der Wirkung des Exportzolles unter dem Weltmarktpreis liegen. 

			Die hohen direkten Subventionen waren möglich, weil die Wirtschaft stark gewachsen ist, dank hohen Weltmarktpreisen, stark erhöhter Produktion von Getreide, Ölsaaten und metallischen Erzen, der allgemeinen Wirkung der technologischen Revolution und den Privatisierungen u.a. Reformen der 90er Jahre, und nicht zuletzt wegen des intensiven Kapitalverzehrs (Verbrauch von Erdöl- und Gasreserven, Verringerung des Rinderbestandes, unzureichende Instandhaltung und Investitionen bei öffentlichen Diensten), des Schnittes der Staatsschuld und der Tatsache, dass zahlreiche Verpflichungen nicht gezahlt wurden. Der Staat hat dabei über Mittel in hohem Ausmass verfügt, wie nie zuvor, umso mehr als gleichzeitig die Steuerlast stark erhöht wurde. Ohne all dies wäre die grosszügige Sozialpolitik gewiss nicht möglich gewesen.

			Kritiker anerkennen die Leistungen auf sozialem Gebiet, meinen jedoch, dass mit dem vielen Geld viel mehr hätte erreicht werden können. Das stimmt gewiss. Bei den direkten Subventionen werden auch Mittel für rein politische Zwecke abgezweigt, beim Bau von Sozialwohnungen hätte mit den gleichen Mitteln viel mehr gebaut werden können (mit bescheideneren Wohnungen, rationelleren Baumethoden und Mitwirkung der zukünftigen Eigentümer an deren Beendigung), und bei den Subventionen von öffentlichen Diensten geht ein grosser Teil an Personen, die nicht arm sind. Schliesslich sei darauf hingewiesen, dass für Sozialpolitik viel mehr Mittel zur Verfügung stehen würden, wenn nicht so viel vergeudet würde und der Kirchner-Staat privatisierte Unternehmen nicht rückverstaatlicht und auch nicht weitere Staatsunternehmen geschaffen hätte, die alle hohe Mittel beanspruchen. 

			Ebenfalls wird bemängelt, dass der Staat zwar viel mehr für öffentliche Erziehung aufwendet als vorher, aber die Qualität, vor allem bei staatlichen Primarschulen abgenommen hat. Darauf haben viele Familie mit schulpflichtigen Kindern reagiert, indem sie auf Privatschulen übergegangen sind. Die Zahl der Schüler der staatlichen Schulen hat in den letzten Jahren abgenommen, und die der Privatschulen ist entsprechend gestiegen. Die Gesellschaft reagiert richtig und räumt der Erziehung grosse Bedeutung bei, auch wenn dies für viele ein grosses finanzielles Opfer darstellt, während der Staat hier versagt. Die Lehrergewerkschaft hat sich um das Wohl der Lehrer bemüht, aber dabei eine qualitative Besserung zum Wohl der Kinder verhindert. In den 90er Jahren befürwortete die damalige Erziehungsministerin Susana Decibe ein System der Prämien für bessere Qualität der Primarschulen und auch individuell für Lehrer, die einen Teil ihrer langen Ferien opferten, um sich auszubilden. Sie konnte sich gegenüber den Gewerkschaften nicht durchsetzen und Präsident Menem wollte es nicht auf einen Megakonflikt ankommen lassen. 

			Die Hauptkritik an der Kirchner-Sozialpolitik bezieht sich jedoch auf den Umstand, dass zwar den Armen geholfen wird, um über die Runde zu kommen, aber nicht, um ihre Armut zu überwinden. Dabei wird auch behauptet, die Regierung habe ein Interesse, die Armen als solche zu erhalten, mit einer direkten Abhängigkeit von Subventionen, weil sie auf diese Weise Wähler kauft. Letzteres stimmt; dennoch kann man davon ausgehen, dass diese Regierung, wie jede Regierung, froh wäre, wenn es keine extreme Armut mehr gäbe. Doch die Regierung ist hier ratlos, und die Opposition und die meisten Kritiker auch. 

			Um die Armut effektiv zu bekämpfen, muss man das Phänomen in seinen Eigenarten kennen. Was Ernährung betrifft, so sind auch die Armen allgemein ausreichend ernährt; aber sie ernähren sich falsch. Der bekannte Ernährungsspezialist Alberto Cormillot hat ermittelt, dass die Bevölkerung zu wenig Obst und Gemüse isst (das billig ist), dafür aber zu viel fetthaltige Speisen (die teurer sind). Mehrere Millionen Kinder (und auch Erwachsene) sind von Parasyten befallen, die ihnen grossen gesundheitlichen Schaden zufügen. Das könnte leicht überwunden werden. Viele Menschen haben sehr primitive Wohnungen, die sie mit etwas Hilfe, vornehmlich in Form von Baumaterialien und technischem Beistand, spürbar verbessern könnten.

			Das Kernproblem liegt jedoch bei der Arbeitslosigkeit, der Unterbeschäftigung und der Schwarzarbeit. Die Arbeitsgesetzgebung ist prinzipiell beschäftigungshemmend. Die Systeme für Praktikanten, die unter Menem eingeführt wurden, wurden von den Kirchners abgeschafft. Die Anstellung von Arbeitskräften, vor allem von Lehrlingen, muss erleichtert und verbilligt werden, mit Verzicht auf Soziallasten, ebenfalls der Übergang von Schwarzarbeitern auf die Legalität, der sehr kostspielig und in den meisten Fallen faktisch nicht möglich ist. Doch dies steht überhaupt nicht zur Diskussion, auch von Seiten der Opposition nicht. Die Gewerkschaften sind prinzipiell gegen eine „Flexibilisierung” dieser Art, und kein Politiker will es mit ihnen aufnehmen. Schlimm! Die Regierung hat gelegentlich Unternehmen weiche Kredite erteilt, die an die Bedingung gebunden sind, dass sie die Belegschaft in einer Krisenperiode erhalten. Das waren jedoch Ausnahmefälle, die CFK erwähnt, wie wenn es sich um ein allgemeines System handeln würde, was nicht der Fall ist. 

			Bei der Aussicht auf eine mehrere Jahre stagnierende Wirtschaft verschärft sich das Problem der Arbeitslosigkeit, umso mehr als zunehmend arbeitssparende Technologien eingeführt werden, die vorhanden sind und jederzeit eingesetzt werden können. Vollbeschäftigung oder auf alle Fälle eine niedrige Arbeitslosigkeit, ist die erste Voraussetzung für die Überwindung der Armut.

			Ebenfalls besteht ein strukturelles Problem. Die moderne Wirtschaft stellt an die Arbeitnehmer viel höhere Anforderungen, denen viele Anwärter auf einen Arbeitsplatz nicht genügen. Es muss viel mehr auf dem Gebiet der Ausbildung getan werden, und das beginnt in der Primarschule, mit den Grundkenntnissen und der Arbeitskultur. Wobei die Förderung der technischen Ausbildung unter den Kirchners anerkannt werden muss. Aber das war eben nur ein Tropfen auf den heissen Stein.

			Viele Arme sind nicht nur einkommensmässig arm, sondern es sind auch einfache Menschen, denen mit Rat und Tat geholfen werden muss. Eine effektive Armutspolitk bedarf des Einsatzes zahlreicher Sozialassistenten, die es gegenwärtig kaum gibt, auf alle Fälle nicht für diesen Zweck. Diese Assistenten, die eine gewisse Ausbildung benötigen, müssen die einzelnen Familien untersuchen und ihnen helfen, ihre Probleme zu lösen, In einigen Fällen müssen sie gelehrt werden, ihre Ernährung zu ändern oder sich billiger zu versorgen, in anderen muss man sie ins Hospital begleiten, damit sie Krankheiten rechtzeitig behandeln, in anderen auf Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten aufmerksam machen. Die Sozialassistenten müssen auch die Familien für Subventionsprogramme qualifizieren, wobei bestimmte Subventionen an Bedingungen gebunden werden müssen, mit dem Ziel, dass der Betreffende seine Armut überwindet. Es ist schwer, Menschen zu helfen, die sich nicht selber helfen. Und in diesem Sinn, auch um die Mentalität zu ändern, sind Sozialassistenten unerlässlich. Doch auch dies steht überhaupt nicht zur Diskussion. Die Politik überschattet die Armutsproblematik und steht den effektiven Lösungen im Weg.

			

		

	